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„Tolle Zeit zum Reichwerden“: Donald Trump mit seiner Liste der Staaten, die er mit Zöllen bestraft. Diese schaden auch den USA selbst. � Foto: APA/AFP/Saul Loeb

Brüssel, Washington, Inns-
bruck – Die neuen US-Zölle 
treffen in Österreich vor al-
lem die Industrie. Im Fahr-
zeugbau könnten die Zölle 
laut einer Wifo-Analyse vom 
Freitag zu einem Rückgang 
der Wirtschaftsleistung von 
2,3 Prozent führen. Die ge-
samte heimische Wirtschafts-
leistung dürften sie kurzfristig 
um 0,23 Prozent nach unten 
drücken und zugleich die In-
flation abschwächen. Auch 
bei Raiffeisen Research und 
in der Oesterreichischen Na-
tionalbank (OeNB) versuchen 
sich Ökonomen an Folgenab-
schätzungen.

Das Minus im Fahrzeugbau 
entspreche einem Verlust von 
616 Millionen Euro, schreibt 
der Wifo-Ökonom Hendrik 
Mahlkow. In der Eisen- und 
Stahlindustrie falle der Rück-
gang mit 2,5 Prozent noch 
deutlicher aus. In absoluten 
Zahlen entspreche dies einem 
Minus von 422 Mio. Euro an 
Wertschöpfung.

Die erwartbar sinkende US-
Nachfrage nach österreichi-
schen Produkten führe zu ei-
nem negativen Effekt auf das 

Bruttoinlandsprodukt (BIP) 
von 0,23 Prozent – und der 
Effekt werde sich noch ver-
stärken. Durch die geringe-
re Nachfrage werde auch die 
Inflation ausgebremst. Beim 
Wifo rechnet man hier mit 

einem um 1,1 Prozent niedri-
geren Preisniveau. Allerdings 
seien die Preiseffekte schwer 
vorherzusagen, da die Zölle 
auch zu Verschiebungen bei 
den weltweiten Wechselkur-

sen führen würden, so Wifo-
Experte Harald Oberhofer.

Getroffen von den aggressi-
ven US-Zöllen wird auch die 
Tiroler Industrie, die jährlich 
Waren im Wert von ca. 900 
Mio. Euro in die Vereinig-
ten Staaten exportiert. Es sei 
noch nicht klar, wie groß der 
Schaden für die Tiroler Be-
triebe sein wird, sagt Indust-
riellen-Präsident Max Kloger 
zur TT. Betroffen seien auch 
seine Unternehmen, die Ti-
roler Rohre. Beim letzten Mal 
sei es ein Wechselspiel aus 
Zöllen und dann doch wie-
der Ausnahmen gewesen. Für 
die Industrie, die ohnehin im 
dritten Rezessionsjahr steckt, 
seien die US-Zölle natürlich 
Gift. Die Wirtschaft brauche 
offene Märkte. Kloger glaubt, 
dass Donald Trump nur mit 
ebenso harten EU-Gegen-
maßnahmen vielleicht zu ei-
ner Kurswende zu bringen  ist.

„Schock“ in USA erwartet

Für die USA selbst rechnet der 
Wifo-Ökonom Mahlkow mit 
einem negativen BIP-Effekt 
von 1,7 Prozent. Die Inflation 
in dem Land soll dann auf sat-

te 7,3 Prozent steigen. Auch 
die deutsche Wirtschaftswei-
se Ulrike Malmendier geht 
davon aus, dass den USA ein 
„Inflationsschock“ bevorste-
he, und der werde der Trump-
Regierung zugerechnet wer-
den. Die negative Reaktion 
der Börsen und Finanzmärkte 
zeige deutlich, was die Wirt-
schaft davon halte. Es habe 
die größten Kursverluste der 
letzten Jahre gegeben. Das 
treffe auch die US-Pensions-
kassen, die Geld in Wertpa-
pieren angelegt haben, und 
die Leute, die sich auf die 
Zahlungen der Kassen verlas-
sen. Die Europäer müssten 
jetzt ihren Binnenmarkt stark 
machen und noch bestehen-
de Hemmnisse in der EU ab-
bauen. 

Experten diskutieren be-
reits, was nach dem Zoll-
hammer kommt. Mit dem 
Zollkonflikt hat Trump sei-
ne Möglichkeiten noch nicht 
ausgereizt – die America-
First-Politik könnte auch für 
andere Felder gelten. Und mit 
der Weltleitwährung Dollar 
hat Trump einen mächtigen 
Hebel. (va, wer, APA, dpa)

So belastet die Zoll-Attacke 
Österreichs Wirtschaft

Der Austro-Schaden durch die amerikanischen Importzölle dürfte in die 

Milliarden gehen. Donald Trump könnte aber noch weiter gehen. 

Max Kloger 

(Tiroler Industriellen-Präsident)�

„ Für die Tiroler 

Industrie ist solche 

Unsicherheit mitten in 

der Rezession natürlich 

sehr schlecht.“
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Von Alois Vahrner

Stuben am Arlberg – Im Vor-
jahr konnte Österreich mit 
154 Mio. Nächtigungen ei-
nen neuen Rekord erreichen. 
Und trotz des dritten Rezes-
sionsjahrs in Folge und geo-
politischer Unsicherheiten 
sei Skiurlaub in Österreich 
auch in diesem Winter sehr 
gut gebucht. Von November 
bis Februar stiegen die Näch-
tigungszahlen gegenüber 
dem Vorjahreszeitraum um 
1,5 Prozent, so Wifo-Experte   
Oliver Fritz beim Tourismus-
Symposium in Stuben.

Rückgänge gebe es bei 
Deutschen und Holländern, 
das machten aber Österrei-
cher, Osteuropäer und zah-
lungskräftige US-Touristen 
mehr als wett. „Wir sind in 
diesen Zeiten ein Fels in der 
Brandung“, freut sich Touris-
mus-Bundesspartenobmann 
Robert Seeber. Österreich 
sei auch international gese-
hen ein „Tourismus-Riese“. 
Mit den Nächtigungen zu-
letzt nicht mitgehalten haben 
aber angesichts der Kosten-
steigerungen die Erträge, so 
Seeber und Fritz. An der Zahl 
der Urlaube werde nicht ge-
spart, bei den Ausgaben vor 
Ort aber sehr wohl.

Auch 2100 Wintersport

Aufhorchen lässt Österreichs 
Wissenschafterin des Jahres 
2023, Andrea Fischer. Trotz 
Klimawandel sieht die re-
nommierte Glaziologin auch 
in Zukunft gute Chancen für 
den Tourismus, auch im Win-
ter. Bis zum Jahr 2100 werde 
es zwar voraussichtlich um 
mindestens 2 Grad wärmer, 
in höheren Lagen oberhalb 

von 1800 bis 2000 Metern 
werde aber Wintersport auch 
in Zukunft möglich sein. Vie-
les sei noch unklar, etwa ver-
schiedene Klima-Kipppunk-
te. Durch ein Nachlassen 
des Golfstroms könnte es im 
Winter aber auch mehr Nie-
derschläge geben. 

Die Gletscher in den Ost-
alpen würden jedes Jahr um 
fünf Prozent kleiner und bald 
verschwinden, das sei ein 
Faktum. Und da sei es „gut, 
wenn sie schnell schmelzen“. 
Dann nämlich seien die Fol-
geschäden in den alpinen Re-
gionen kleiner. Sie sei gegen 
Dramatisierungen „im Um-
gang mit der Diskussion um 
die Klimaänderung“, sagt Fi-
scher. In den Alpen habe man 
schon immer flexibel reagie-
ren müssen. Die Alpen seien 
schon komplett eisfrei und 
dann bis in die Täler vereist 
gewesen. „Ein Ötzi hat da-
mals keine Schneeräumung 
gebraucht.“ Tiere und Vege-
tation würden in die Höhe 
wandern. Da werde dies dann 
auch für Schutzgebiete gel-
ten, weil das Geschützte dann 
nicht mehr am angestamm-
ten Platz anzutreffen sei.

Rasches Aus 
für Gletscher 
wäre besser

Top-Wissenschafterin Andrea 

Fischer sieht trotz Klimawandel 

weiter gute Tourismus-Chancen. 

Die heurige Wintersaison läuft gut.

Die Glaziologin Andrea Fischer 

mahnt zu Flexibilität.� Foto: APA/Groder

Jones ging in den vergangenen Jahren zweimal pleite.� Foto: Jones

Wien – Der Wiener Mode-
händler Jones sperrt zu und 
gibt Ende Juni 30 eigene Fi-
lialen auf, 20 davon in Öster-
reich. Vom Rückzug der Mar-
ke betroffen sind auch zehn 
franchisegeführte Shops und 
mehr als hundert Verkaufs-
stellen im Fachhandel sowie 
110 Beschäftigte. Für 80 von 
ihnen soll es bereits Interesse 

im Handel geben. Bis auf vier 
Standorte werden drei Mode-
marken sämtliche Geschäfte 
übernehmen und Jones als 
Mieter nachfolgen. In Tirol 
führt Jones insgesamt vier Fi-
lialen bzw. In-Store-Shops.

Das Unternehmen hatte in 
den vergangenen Jahren be-
reits zweimal Insolvenz ange-
meldet. (TT, APA)

Modehändler Jones 
hört im Sommer auf

Innsbruck – Der Vorstoß des 
Innsbrucker Rechtsanwalts 
Dietmar Czernich (CGH), al-
le Freizeitwohnsitze in Tirol 
mit einer jährlichen Abgabe 
über insgesamt 600 Mio. Euro 
zugunsten der Gemeindekas-
sen zu belasten und damit 
aber auch die illegalen Feri-
ensitze zu legalisieren, stößt 
bei der Opposition auf Kritik. 
„Die Liste Fritz lehnt den Vor-
schlag ,Geld für Legalisierung‘ 
illegaler Freizeitwohnsitze ent-
schieden ab“, betont Klubchef 
Markus Sint. Es könne „kein 
Freikaufen für Reiche bei ille-
galen Feriensitzen“ geben.

Czernichs Vorstoß zeige viel-
mehr, dass die Kontrollen wir-
ken und bei betroffenen Käu-
fern, deren Rechtsanwälten, 
Steuerberatern und Immobili-
enmaklern für Unruhe sorgen, 

so Sint: „Die Profiteure brau-
chen keine Krokodilstränen 
weinen und Täter-Opfer-Um-
kehr betreiben.“ Die Eigentü-
mer könnten ihre illegalen Fe-
riensitze verkaufen, meint Sint. 
„Damit sinken auch die Preise 
und der Markt für illegale Frei-
zeitwohnsitze trocknet aus.“ 
Diese würden Grund und Bo-
den verknappen, Wohnen ver-
teuern und „seelenlose Geis-
terdörfer“ hervorbringen.

Czernichs Vorschlag dage-
gen, gewisse Gemeinde-Agen-
den an die BH abzutreten, 
unterstützt Sint. „Die Kontrol-
le der Freizeitwohnsitze von 
Bürgermeistern zum Land zu 
verlagern, habe ich vor Jahren 
im Landtag beantragt. Die ÖVP 
war aber dagegen.“

Aus Sicht von NEOS-Man-
datarin Susanna Riedlsperger 
liege bereits „ein ernstzuneh-
mender Vorschlag am Tisch, 
wie die aktuell mäßig wirk-
same Freizeitwohnsitzabga-
be geändert werden soll“. Die 
Abgabe sei aktuell weder treff-
sicher noch wirksam. „Bevor 
neue Modelle umgesetzt wer-
den, braucht es eine Bestands-
aufnahme“, so Riedlsperger. 
Die NEOS wollen eine Initiati-
ve zur Evaluierung des bisheri-
gen Modells einbringen. (mas)

Gegen „Freikauf für Reiche“ 
bei illegalen Feriensitzen

Illegale Feriensitze sorgen weiter 

für Debatten.� Foto: iStock

Wien – Seit 24. Jänner befindet 
sich der Tiroler Investor René 
Benko in U-Haft. Bereits kom-
menden Montag wird sich ent-
scheiden, ob Benko – für ihn 
gilt die Unschuldsvermutung 
– in U-Haft bleibt, bestätigten 
das Wiener Landesgericht und 
die Wirtschafts- und Korrupti-
onsstaatsanwaltschaft (WKStA) 
der APA. Der Anwalt von Benko 
soll einen Enthaftungsantrag 
gestellt haben. Spätestens am 
27. April hätte über die Verlän-
gerung der U-Haft entschieden 
werden müssen.

Die WKStA geht davon aus, 
dass die Voraussetzungen für 
die U-Haft weiterhin vorliegen. 
Nicht bestätigt wurde, dass ei-
ne Anklage noch im April be-
vorstehe. Aber: „Die Ermitt-
lungen sind in vollem Gange“, 
teilte die WKStA mit. (APA)

Lostag für 
Benkos 
U-Haft
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BITTE BLÄTTERN SIE UM

KINDER

mit besonderem Förderbedarf werden
laut Land derzeit inTirol in interaktiven
Regelklassen unterrichtet, 760
besuchen eine Sonderschule.

1300
LAND FÖRDERT AUSBILDUNG

Es fehlt an qualifiziertem Personal für Schulassistenz. Umdas
zu ändern, bietetdie PädagogischeHochschuleTirol seit 2019
einen Lehrgang an. Ummehr Bewerber ausbilden zu können,
förderte das Land den Lehrgang heuer mit 72.300 Euro.

§ Derzeit werden anTi-
rols Pflichtschulen sowie
an mittleren und höhe-
ren Schulen laut Land
über 2000 Kinder und
Jugendliche mit sonder-
pädagogischem Förder-
bedarf unterrichtet.
§ Rund 760 der Schüle-
rinnen und Schüler mit
sonderpädagogischem
Förderbedarf besuchen
demnach eine der 19
Sonderschulen, während
1300 integrativ in Regel-
schulklassen unterrich-
tet werden.
§ Damit die Kinder gut
durch den Schulalltag
kommen, wurde das
Berufsbild Schulassistenz
entwickelt. Unter
bestimmtenVorausset-
zungen haben Kinder ein
Recht darauf.
§Aktuell sind bei der KIB
rund 380 Schulassisten-
tinnen und -assistenten
beschäftigt. Zusätzliche
145 Mitarbeitende sind
sowohl für Schulassis-
tenz wie für Freizeitbe-
treuung tätig.Wie viele
Kinder eine Assistenz-
kraft betreut, hängt
unter anderem vom
Betreuungsbedarf ab.

Schule eine Katastrophe“

aller ein verbrieftes Recht
ist. In Wirklichkeit wird es
einem aber sehr schwer ge-
macht“, so der ernüchternde
Befund der Bruggers, die
sich mittlerweile fragen:
„Sind Menschen mit Behin-
derung Bürger zweiter Klas-
se?“ Claudia Thurner

nicht ändern. Warum dann
die Prozedur immer wieder?
Für uns erscheint das sinn-
los“, sagt dieMutter.
Die Erfahrungen aus die-
sem Schuljahr haben in der
engagierten Familie Zu-
kunftsängste aufkommen
lassen: „Überall wird mit In-
klusion geworben und hin-
gewiesen, dass die Teilhabe

fachlich, emotional, aber
auch finanziell.“

Viel Bürokratie und eine
Familie mit Zukunftsangst

Brugger berichtet von über-
bordender Bürokratie. Für
jede Therapie bedarf es neu-
er Anträge samt umfassen-
der Begründung. „Lucia hat
Trisomie 21, das wird sich

die Turbulenzen der vergan-
genen Monate Rückschritte
befürchtet. „Wir als Eltern
versuchen, Lucia bestmög-
lich zu fördern, damit sie
möglichst hohe Selbststän-
digkeit im Leben erreichen
kann. Doch ohne Unterstüt-
zung ist man als Familie
bald an der Grenze des
Machbaren angelangt –
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Das alte

Tirol

Stolze Kostenexplosion
beim Haus der Physik

Z
eit ist relativ“, sagte
einst der berühmte Phy-
siker Albert Einstein.

Heute würde er wohl sagen,
dass Zeit teuer ist – gewaltig
teuer sogar. Jüngstes Bei-
spiel dafür ist das neue Haus
der Physik, das bis 2028 im
Westen der Stadt Innsbruck
errichtet wird. Am Dienstag
fand der offizielle Spaten-
stich zu dem Großprojekt
statt. Wie mehrfach berich-
tet, werden auf den rund
28.000 Quadratmetern 850
Studierende und 500 Mit-
arbeiterinnen die Rätsel des
Universums erforschen.
In einer Presseaussendung
im Jahr 2022 hieß es: „Die
Bundesimmobiliengesell-
schaft investiert 180,8 Mil-
lionen Euro in den Universi-
tätsneubau.“ In der Presse-
aussendung nach dem Spa-
tenstich war jedoch folgen-
der Satz zu lesen: „Die Bun-
desimmobiliengesellschaft
investiert rund 230 Millio-
nen Euro in denNeubau.“

„Exorbitant gestiegene
Baukosten“ ein Grund

Wie kam es zu dieser Kos-
tenexplosion von beinahe 50
Millionen Euro innerhalb
von nur drei Jahren?

Auf Nachfrage der „Kro-
ne“ sagt Natalie Weiß von
der Bundesimmobilienge-
sellschaft, dass es „aufgrund
der Baupreisentwicklung der
letzten Jahre zu einer Steige-
rung der Kosten kam“. Sei-
tens des Bundesministe-

riums für Bildung, Wissen-
schaft und Forschung seien
die Kosten freigegeben wor-
den. Abschließend meint die
Sprecherin noch, dass „die
Preisentwicklung vor allem
auf exorbitant gestiegenen
Baukosten, den gestiegenen

Energiepreisen und Perso-
nalkosten beruht“.
Bleibt nur noch abzuwar-
ten, ob es bis zur Fertigstel-
lung des Baus zu weiteren
Kostenexplosionen kommt.
Zeit ist bekanntlich sehr teu-
er . . . Manuel Schwaiger

LISTE FRITZ JUBELT

Aus für Mastbetrieb
„politische Watschn“
Endgültig nichts wird aus
einem geplanten Geflügel-
mastbetrieb im Ortsteil
Wald in der Gemeinde Obst-
eig, über den die „Krone“
mehrfach berichtet hatte.
Der Verfassungsgerichtshof
hat nämlich eine entspre-
chende Sonderflächenwid-
mung als gesetzeswidrig auf-
gehoben. Erfreut darüber
zeigt sich die Liste Fritz, die
das Thema im Landtag auf
die Agenda gesetzt hatte.
Klubobmann Markus Sint
meint, dass „das richtig hef-
tig ist und kein alltäglicher
Vorgang. Das ist eine politi-
sche Watschn für die Vor-
gangsweise im Gemeinderat
Obsteig und für die schwarz-
rote Landesregierung“. ms

Neubau in Innsbruck war im Jahr 2022 noch mit 180,8 Millionen

Euro veranschlagt. Nun sind es plötzlich 230Millionen Euro!

EineVisualisierung zeigt, wie
das Haus der Physik nach der
Fertigstellung aussehenwird.

Aufgrund der Entwicklung
bei den Baupreisen kam es
zu einer Steigerung der
Kosten. Sie wurden vom
Ministerium freigegeben.

NatalieWeiß
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ZWEIRADSAISON
Viele Motorräder und
Mopeds werden jetzt
wieder aus der Garage
geholt und für die
Zweiradsaison aufpoliert.
Auch derOnkel von
Einsender Gerhard
Eberharter ausWiesing
war ein Fan heißerÖfen.
„Das Foto zeigtOnkel
Armin mit seinem ganzen
Stolz im Frühling 1962.“
Danke für das tolle Foto.
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Obsteig – Es ist druckfrisch 
und kein Aprilscherz: Das Er-
kenntnis des Verfassungsge-
richtshofes in Wien besagt, 
dass die Änderung des Flä-
chenwidmungsplanes zur Er-
richtung eines Gefügelmast-
betriebes im Obsteiger Weiler 
Wald „gesetzeswidrig“ war 
und somit aufzuheben ist. 
Gleichzeitig wird die Landes-
regierung verpflichtet, die-
se Aufhebung unverzüglich 
kundzumachen.

Seit vielen Jahren wehrt 
sich die „Bürgerinitiative 
Wald“ gegen einen Jungbau-
ern in Sachen Geflügelzucht. 
Erst ging es um den Hof mit-
ten im Weiler, dann um einen 
Neubau 70 Meter von den 
Häusern entfernt. Während 
sich das zivilrechtliche Ver-
fahren gegen den Betrieb im 
Ort in die Länge zieht (es fehlt 

das Geruchs- und Emissions-
gutachten), scheint die Er-
weiterung des Geflügelhofes 
im Landschaftsschutzgebiet 
nun vom Tisch zu sein.

Am 24. Juni 2021 hatte der 
Obsteiger Gemeinderat die 
Änderung des Flächenwid-
mungsplanes beschlossen. 
Bei der Bauverhandlung im 
November 2021 bezweifel-
te ein Nachbar die Gesetz-
mäßigkeit von Flächenwid-
mungs- und Bebauungsplan. 
Dennoch erhielt der Jung-
bauer unter Auflagen die 
Baubewilligung. 

Das LVwG stellte mehre-
re Bedenken fest. Außerdem 
würde die Widmung die Un-
terbringung von bis zu 4334 
Puten ermöglichen. 

Der daraufhin angerufe-
ne Verfassungsgerichtshof in 

Wien konzentrierte sich in 
erster Linie auf die Frage der 
Entscheidungsgrundlagen. 
Eine Intensivhaltung von 
Puten ist gesetzlich ab 3000 
Tieren angenommen. Im Pla-
nungsverfahren gingen aber 
die diversen Gutachten nur 
von der Errichtung eines Ge-
flügelstalles für 500 bis 1000 
Puten aus. Das stehe im Wi-
derspruch zur Widmung. 

Das zweite Thema war die 
Wasserversorgung. Dem-
nach ging die Stellungnahme 
des Baubezirksamtes Imst 
lediglich auf „die Abwasser
entsorgung, nicht jedoch die 
Wasserversorgung für die 
Widmungsfläche“ ein. Insge-
samt urteilt der Verfassungs-

gerichtshof: Die Flächenwid-
mung sei „schon mangels 
einer hinreichenden Grund-
lagenforschung mit Gesetzes-
widrigkeit belastet“. 

Auf eigenes Risiko hat-
te der Jungbauer bereits die 
Arbeiten zur Erweiterung 
gestartet. Bislang stehen 
die Mistlege und Teile des 
Untergeschoßes. Er selbst 
meint: „Ich will mich da-

zu jetzt nicht äußern.“ Die 
Bürgerinitiative ist erfreut, 
betont allerdings, dass es 
noch ein Verfahren wegen 
des Hofes im Weiler gibt. 
Das Erkenntnis aus Wien hat 
Bürgermeister Erich Mirth 
noch nicht erreicht: „Wenn 
wir es haben, werden wir 
uns damit auseinanderset-
zen. Wahrscheinlich wird es 
einen feuerpolizeilichen Ab-
bruch geben.“

Die Liste Fritz hatte sich 
politisch für die Anliegen 
der Bürgerinitiative starkge-
macht: Der Verfassungsge-
richtshof watsche „Gemein-
de und Mattle-Regierung 
ab“, sagt Klubobmann Mar-
kus Sint. (pascal)

Höchstgericht stutzt Plan 
für Obsteiger Geflügelfarm

Widmung war gesetzwidrig: Nach jahrelangem Streit zwischen 

Jungbauer und Bürgerinitiative ist der Erweiterungsbau vom Tisch.

Auf eigenes Risiko hatte der Jungbauer schon vorab mit dem Bau begonnen.� Foto: Paschinger

Erich Mirth 

(Bürgermeister Obsteig)�

„Wahrscheinlich 
wird es einen feu-

erpolizeilichen Abbruch 
der bisherigen Baumaß-
nahmen geben.“

Markus Sint 

(Klubobmann Liste Fritz)�

„Das ist eine poli-
tische Watschn für 

die Vorgangsweise im 
Gemeinderat und die 
Landesregierung.“

Am Dienstagabend fuhr ein 21-jähriger Russe mit seinem Pkw auf der 

Schützenstraße in Innsbruck. Aufgrund einer Verkehrsübertretung wurde 

der Mann von einer Streife aufgefordert anzuhalten. Daraufhin raste der 

Mann davon. Auf seiner Flucht fuhr er gegen eine Einbahn, missachtete 

rote Ampeln und überschritt die erlaubte Höchstgeschwindigkeit. Schließ-

lich landete er im Garten der Volksschule Neu-Arzl. Er wollte zu Fuß flüch-

ten, wurde aber von der Polizei festgenommen.� Foto: Liebl

Flucht endete im Schulgarten

Wörgl – Einen „Rave im Wave“ 
zu veranstalten, ist an sich 
schon ein Wagnis. Gefahren-
potenzial lauert in dem teils 
verfallenen ehemaligen Wörg-
ler Schwimmbad allemal. Dass 
die Polizei nun offenbar einen 
Anschlag auf die Party vereiteln 
konnte, befeuert die Sicher-
heitsdebatte erneut. Wie be-
richtet, wurden ein 19-Jähriger 
und eine 17-Jährige wegen ge-
fährlicher Drohung verhaftet. 
Die beiden gaben laut Polizei 
an, sie hätten ihre Pläne nicht 
weiterverfolgen wollen. 

Die Anschlagspläne kamen 
zumindest aus polizeilicher 
Sicht aus heiterem Himmel. 
Wie Polizeisprecher Bernhard 
Gruber versichert, waren die 
beiden Einheimischen aus 
dem Bezirk Kufstein „bisher 
in keiner Weise auffällig“. Die 
17-Jährige und der Hauptbe-
schuldigte (19), der sich seit 
Sonntag in U-Haft befindet, 
seien weder amtsbekannt noch 
einer einschlägigen Szene zu-
zurechnen. In das diffuse Bild 
passt auch, dass den Ermittlern 
des Landeskriminalamts das 
Motiv für den geplanten An-
schlag bisher ein Rätsel bleibt.

Die Stadtgemeinde gab als 
Veranstaltungsbehörde am 
Dienstag jedenfalls grünes 
Licht für die Musikveranstal-
tung. Wie sorgt man für die 
Sicherheit der gut 3000 Gäste, 
die zum Event erwartet wer-
den? Der Veranstalter urban-
grounds reagierte am Mitt-
woch nicht auf Anfragen.

Gesprächiger wird er am 
Samstag sein müssen: Die 
Kommunikation zwischen 
Veranstalter, Behörde und 
Polizei werde verstärkt, heißt 
es vonseiten der Polizei. Am 
sicherheitspolizeilichen Kon-
zept habe man wegen des Vor-
falls nichts geändert. Es habe 
schon vorher einen umfang-
reichen und intensiven Rah-
men gehabt. In der Hausord-
nung zur Veranstaltung heißt 
es, draußen bleiben müssen 
große Rucksäcke, Waffen und 
derartige Gegenstände, stark 
alkoholisierte oder unter Dro-
geneinfluss stehende Perso-
nen und unter 18-Jährige.

Laut Bürgermeister Micha-
el Riedhart könnte es künftig 
noch weitere, vereinzelte Kul-
turveranstaltungen im Wave 
geben. (jazz, tom)

Wie safe ist 
der „Rave im 

Wave“?
3000 Menschen werden am Samstag zur 

Musikveranstaltung in Wörgl erwartet. Die 

Festnahme zweier eines geplanten Anschlags 

Verdächtiger befeuert die Sicherheitsdebatte.

Die Musikveranstaltung findet im stillgelegten, teils baufälligen Schwimm-

bad statt. DJs legen dort am Samstag von 21 bis 6 Uhr Früh auf.� Foto: Hrdina

Von Reinhard Fellner

Innsbruck – Seit Jahren wird 
in Österreich die Höhe der 
Gerichtsgebühren beklagt. 
Schon mehrfach rügte die EU 
ein Österreich-Justiz-Spezifi-
kum: Um Geld ins Budget zu 
spülen, beträgt der Kostende-
ckungsgrad der heimischen 
Justiz 117 Prozent. Platz zwei 
im EU-Negativranking belegt 
Deutschland – mit 45 Prozent. 
Die letzten Justizminister ge-
lobten eine Reduktion, schaff-
ten aber nur einen Verzicht 
auf die Inflationsanpassung. 
In Zeiten höchster Budgetnot 
schlug das Pendel mit April 
aber besonders heftig gegen  
Justiz und Bürger aus: Plus 
23,03 Prozent beträgt die Ge-
bührenerhöhung im Schnitt. 

Das Justizministerium be-
gründete dies gegenüber der 

TT ganz sachlich: So seien 
die Gerichtsgebühren an den 
Verbraucherpreisindex ge-
koppelt und die Erhöhung 
deshalb gesetzlich vorge-
schrieben gewesen. Ein Ve-
to durch den Nationalrat sei 
nicht erfolgt. Zumindest sei 
das höchste Jahreseinkom-
men für allfällige Gebühren-
befreiungen von 14.834 auf 
18.251 angehoben worden. 

Kein Trost für etliche Ver-
treter des Rechtsanwaltsstan-
des. Birgit Streif, Präsidentin 
der Tiroler Rechtsanwalts-

kammer: „Seit Jahren kritisiert 
die österreichische Anwalt-
schaft die hohen Gerichtsge-
bühren als Hürde im Zugang 
zum Recht. Zu bedenken ist, 
dass die Gebühren in einem 
gerichtlichen Verfahren nicht 
nur einmal – zu Verfahrens-
beginn –, sondern insbeson-
dere auch für jedes einge-
brachte Rechtsmittel anfallen. 
Bedenklich ist, wenn Bürge-
rInnen auf ein Rechtsmittel 
gegen eine Entscheidung le-
diglich aufgrund der hohen 
Gebühren verzichten müssen. 
Aus Sicht der RechtsanwältIn-
nen ist es Aufgabe des Staates, 
Bürgern einen freien Zugang 
zum Recht zu gewähren.“ 

Präsidentin Streif nennt 
Beispiele: Bei einer Schei-
dung fielen bisher für Antrag 
und Vergleich Gebühren in 
Höhe von 645 Euro an. Die-

se erhöhen sich nun auf 794 
Euro. Aber auch bei hohen 
Streitwerten, wie sie bei Strei-
tigkeiten zwischen Unterneh-
mern oder bei Liegenschaften 
auftreten, fallen Gerichtsge-
bühren zusätzlich massiv be-
lastend ins Gewicht. Unter 
Annahme eines Streitwertes 
von 450.000 Euro erhöhen 
sich die Gebühren für die 
erste Instanz von 9603 auf 
12.364 Euro.“ 

Ein Rumoren geht durch 
den Anwältestand. RA Chris-
tian Ortner zur TT: „Den Zu-
gang zum Recht so einzu-
schränken, verstößt klar gegen 
den Art. 6 EMRK, der ein Recht 
auf faires Verfahren garan-
tiert. Aber so muss man sich 
die Gebühren oder Gutachten 
für 10.000 Euro erst einmal 
leisten können, dazu kommt 
noch das Prozessrisiko.“

Anwälte üben Kritik an Gebühren

Rechtsanwältin Birgit Streif 

(Präsidentin RA-Kammer Tirol)�

„ Es ist Aufgabe 
des Staates, den 

BürgerInnen einen 
freien Zugang zum 
Recht zu gewähren.“

Die Gerichtsgebühren wurden mit April um 23 Prozent erhöht.  

Mit dem freien Rechtszugang zur Justiz steht dies im Widerspruch.
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Telfs – Firmenfahrzeuge, Au-
tos mit ausländischem Kenn-
zeichen oder mit Nummern-
tafeln aus anderen Bezirken 
stoßen so manchem Einwoh-
ner sauer auf, wenn sie über 
Nacht oder sogar über meh-
rere Tage öffentliche Parkflä-
chen blockieren: Die Markt-
gemeinde Telfs will dem 
Missbrauch von Parkplätzen 
und Parkstreifen jetzt mit der 
Verordnung von Kurzpark-
zonen begegnen. Vor allem 
in den Bereichen Saglstraße, 
Friedhof St. Georgen und im 
Bereich Schweizerhof könnte 
es künftig nicht mehr möglich 
sein, sein Auto mehrere Stun-
den gebührenfrei abzustellen. 

Der Gemeinderat hat in al-
len drei Fällen einen Grund-
satzbeschluss für eine Kurz-

parkzone von Montag bis 
Sonntag gefällt. Demnach soll 
man nur noch mit Parkschei-
be drei Stunden gratis parken 
können, Anwohner können 
eine Parkkarte beantragen. 
„Wir wollen Dauerparker ver-
hindern, der Anreiz soll sein, 
auf Öffis umzusteigen“, er-
klärt Bürgermeister Christian 
Härting. Gemeindevorstand 
Christoph Walch ergänzt: 
„Wir müssen die Infrastruk-
tur, die mit öffentlichen Gel-
dern unserer Bevölkerung 
gezahlt worden ist, auch so 
verwenden, dass ein Nutzen 
für die Bevölkerung entsteht.“

Kritik kommt unter anderem 
von Gemeinderat Alfred Mühl, 
der die Sinnhaftigkeit der 
Kurzparkzone infrage stellt. 
Trotz Dauerparkern wären 

etwa in der Saglstraße immer 
noch ausreichend Parkplätze 
vorhanden, argumentiert er. 
Außerdem kritisiert er, dass 

durch die Einrichtung von 
Kurzparkzonen erneut Kosten 
entstehen, die auf die Bürger 
abgewälzt werden. (TT)

Kurzparkzonen gegen Langzeit-Parker

Von Matthias Reichle

Zams – „Das bin ich den Mit-
gliedern schuldig“, sagt Ag-
rarobmann Josef Hammerl. 
Der Schritt sei nur „logisch“. 
Die Agrargemeinschaft Zams 
wird  – wenn nötig  – bis vor 
das Höchstgericht in Wien 
ziehen, um den Bescheid der 
Agrarbehörde zu bekämpfen.

Der sorgte Anfang März für 
erheblichen Wirbel in der Ge-
meinde. Das Land stellte da-
rin nämlich fest, dass es sich 
bei der Agrargemeinschaft 
Zams um Gemeindegut han-
deln würde. 

Vier Wochen hatten die 
Agrarier Zeit, dagegen Be-
schwerde zu erheben. Man 
wird diesen Weg gehen. 
„Sollte das Landesverwal-
tungsgericht dem Bescheid 
der Tiroler Landesregie-
rung/Agrarrecht folgen, so 

wird gegen den Beschluss 
des Landesverwaltungsge-
richts Revision beim Verwal-
tungsgerichtshof (Höchstge-
richt) erhoben“, heißt es im 
Beschluss der Agrargemein-

schaft. Hammerl selbst will 
keine weitere Stellungnahme 
abgeben.

Die Agrarbehörde hatte 
festgestellt, dass es im Fall 
von Zams in den 60er-Jah-
ren zu keiner echten Haupt-
teilung gekommen ist. Da-
mals sind große Teile des 
Gemeindevermögens an die 
Agrargemeinschaft übertra-
gen worden. Die Aufteilung 
des Grundes sei damals nicht 
rechtens gewesen, heißt es. 

„Legitimes Recht“

Die Gemeinde Zams hatte 
sich 2024 einen Rechtsanwalt 
genommen, um den Fall prü-
fen zu lassen. Die Entschei-
dung der Agrarbehörde sorg-
te für Freude. Man sprach 
von einem erheblichen Ver-
mögen und jährlichen Pacht-
einnahmen, die der Gemein-
de zugutekommen. 

Die Entscheidung der Ag-
rar, in Revision zu gehen, 
nehme er gelassen auf, sagt 
Bürgermeister Benedikt 
Lentsch: „Der Schritt in die 
nächste Instanz ist ein legiti-
mes Recht der Agrargemein-
schaft und in einem Rechts-
staat ein üblicher Vorgang. 
Im Sinne der allgemeinen 
Rechtssicherheit ist das da-
her seitens der Gemeinde zu 
begrüßen.“

Landtagsanfrage zur Causa

Aktuell läuft eine Landtags-
anfrage der Liste Fritz zur 
Causa. Klubobmann Markus 
Sint fordert das Land auf, „al-
le 150 Gemeinden, bei denen 
der Fall ähnlich gelagert ist, 
von Amts wegen überprüfen 
zu lassen.“ Es könne nicht 
sein, dass sich jede Kommu-
ne einen Anwalt nehmen 
muss, „um zu ihrem Recht 
zu kommen“. Er spricht da-
von, dass man den Fall Zams 
schon viel früher hätte auf-
greifen müssen. Vor allem 
bezieht man sich auf eine An-
fragebeantwortung aus 2019, 
in der es hieß, bei der Agrar-
gemeinschaft Zams habe es 
eine Hauptteilung gegeben.

Agrar kämpft bis 
Höchstgericht
Laut Land ist die Agrargemeinschaft Zams 

Gemeindegut. Die Agrarier haben beschlossen, 

Beschwerde einzureichen – wenn nötig auch in Wien.

Die Agrargemeinschaft Zams legt Beschwerde vor dem Landesverwal-

tungsgerichtshof ein.� Foto: Reichle

Benedikt Lentsch 
(Bürgermeister)�

„ Im Sinne der all-
gemeinen Rechts-

sicherheit ist das daher 
seitens der Gemeinde zu 
begrüßen.“
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Eva-Maria Holzleitner 
(Wissenschaftsministerin, SPÖ)�

„ Die Physik hat 
in Innsbruck 

eine lange Tradition 
und internationale 
Strahlkraft.“
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Von Eva-Maria Hörtnagl

Innsbruck – Noch befindet 
sich an diesem Platz in der 
Technikerstraße eine Grube 
mit Matsch. Hier soll in eini-
gen Jahren das neue Haus der 
Physik stehen, ein Zentrum 
für Naturwissenschaften der 
Universität Innsbruck. 

Die Physik habe in der Ti-
roler Landeshauptstadt eine 
„lange Tradition und inter-
nationale Strahlkraft“, erklärt 
Wissenschaftsministerin Eva-
Maria Holzleitner (SPÖ) am 
Dienstag beim symbolischen 
Spatenstich. Das Forschungs-
zentrum werde „ein Zuhause 
für die klügsten Köpfe unserer 
Zeit“. Uni-Rektorin Veronika 
Sexl verweist auf den Physik-
Nobelpreisträger Anton Zei-
linger, dessen „bahnbrechen-
de Arbeiten“ in Innsbruck 
geboren wurden.

Bereits 2023 eröffnete die 
Universität mit dem Ágnes-
Heller-Haus einen weiteren 
Standort für Lehre und Un-

terricht. Bis zum Beginn des 
Wintersemesters 2028 wird 
nun mit dem Haus der Physik 
ein neues Projekt umgesetzt. 
Dort sollen bisher verstreu-
te Institute wie die Quanten-, 
Ionen- und Astrophysik unter 
einem Dach vereint werden. 
Die Bundesimmobilienge-
sellschaft investiert rund 230 

Millionen Euro in den Neu-
bau. „Ein stattlicher Betrag“, 
erklärt Landeshauptmann 
Anton Mattle (ÖVP). „Das ist 
nicht selbstverständlich.“ 

Das Haus der Physik zeich-
ne sich durch den Standort 
„am Rande des größten Ent-
wicklungsgebiets“ der Stadt 
aus, bekundet Innsbrucks 
Bürgermeister Johannes An-
zengruber. Geplant ist auch 
eine kompakte Bauwei-
se: Das Gebäude „steht für 
höchsten Standard nachhal-
tigen Bauens“, sagt Uni-Rek-
torin Sexl. Eine Photovolta-
ikanlage auf dem Dach und 
die Rückgewinnung der La-
borwärme sorgen für Ener-
gieeffizienz. 

Auf rund 28.000 Quadrat-
metern sind neben einem 
zweistöckigen Hörsaal für 300 
Menschen auch Labore, Se-
minar- und Praktikumsräume 
geplant. Am neuen Unistand-
ort sollen künftig 500 Arbeits-
plätze und Raum für 850 Stu-
dierende entstehen.

Quantensprung für 
die Forschung

Die Uni Innsbruck erhält einen weiteren Standort.  

Bis 2028 soll das Haus der Physik neu gebaut werden.

Am Campus Technikerstraße sollen unter anderem 500 Arbeitsplätze entstehen.� Foto: Springer/Filippo Bolognese Images
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